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Inhalt: Großherzogthum Baden: Miniſterial⸗Erlaß, die Statuten für die Großherzogliche Blindenerziehungsanſtalt in Ilvesheim und für die Großher⸗ 
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V. 4. Mai 1877. — Könige. Bayern. Miniſterial⸗Erlaß, den Turnunterricht an den Lehrerbildungsanſtalten betreff. V. 3 März 1877. — Programm des Turn⸗ 
unterrichtes für die Lehrerbildungsanſtalten. März 1877. — Königreich Preußen: Geſetz, betreffend die Koſten, Stempel und Gebühren in Vormund⸗ 
ſchaftsſachen. Vom 21. Juli 1875. — Miniſterial⸗Erlaß, die Habilitation als Privatdozent der Landwirthſchaft an einer höheren landwirthſchaftlichen Lehran⸗ 


& 


ſtalt betreffend. Vom 18. Mai 1877. — Königreich Sachſen: Verordnung, eine Konfirmations⸗Ordnung betreffend. Vom 12. Mai 1877. — Anzeigen. 
Großherzogthum Baden. Beaufſichtigung erwachſenden Amtshandlungen durch den Ober⸗ 

Miniſterial⸗Erlaß, die Statuten für die Großherzogliche Blin⸗ ſchulrath ausübt. 
denerziehungsanftalt in Ilvesheim und für die Großherzoglichen 8.5. Die unmittelbare Aufſicht führt nach Maßgabe ei⸗ 
Taubſtummenanſtalten in Meersburg und Gerlachsheim betreffend. ner beſonderen Dienſtweiſung ein Verwaltungsrath oder ein 
Vom 4. Mai 1877. Inſpektor. Sowohl den letzteren als die Perſonen des erſteren 


Nachstehende mittelft Allerhöchſter Entſchließung aus Groß⸗ ernennt nach Anhörung des Oberſchulraths das Miniſterium 
herzoglichem Staatsminiſterium vom 21. Februar d. J. geneh⸗ des Innern. 


migte Statuten werden mit dem Anfügen zur öffentlichen Kennt⸗ 5. 6. Die unmittelbare Leitung liegt in der Hand des 
niß gebracht, daß dadurch die Statuten für die Blindenerzie⸗ Vorſtandes. 
hungsanſtalt in Ilvesheim und die Taubſtummenanſtalt in Eine beſondere Dienſtweiſung bezeichnet die ihm zukom⸗ 


N ſotzes 5 8: | 

Meersburg vom 5. Januar 1869 (Geſetzes⸗ und Verordnungs⸗ menden Verpflichtungen und Befugniſſe. 

blatt Nr. 1.) außer Wirkſamkeit geſetzt ſind. 
Karlsruhe, den 4. Mai 1877. 


Großherzogliches Miniſterium des Innern. 


IV. Aufnahme der Zöglinge. 
8.7. Der Regel nach werden die Zöglinge erſt nach vol⸗ 
lendetem zehnten Lebensjahre in die Anſtalt aufgenommen. 


RER Vdt. Kappes. Die Aufzunehmenden müſſen körperlich geſund und bildungs⸗ 
f fähig ſein. 
Statut für die Großherzogliche Blindenerziehungsanſtalt in Il⸗ §. 8. Der Eintritt findet, dringendere Fälle ausgenommen, 
vesheim. Vom 4. Mai 1877. jeweils nur im Anfange des Anſtaltsſchuljahres ſtatt. 
I. Zweck der Anſtalt. §. 9. Nichtbadenern kann die Aufnahme in die Anſtalt 


8. 1. Die Blindenerziehungsanſtalt hat den Zweck, blinde | unter der Vorausſetzung gewährt werden, daß dadurch kein auf⸗ 
Kinder des Großherzogthums zu verſtändigen, religiög-fittlihen | nahmsfähiges Kind aus dem Großherzogthume zurückgewieſen 
Menſchen zu erziehen und, ſoweit möglich, in den jedem Er⸗ werden muß. 


wachſenen im bürgerlichen Leben nöthigen allgemeinen Schul⸗ §. 10. Die Ortsſchulbehörden und Lehrer find verpflichtet, 
kenntniſſen und in geeigneten für Gewinnung ihres Lebensun⸗ die ſchulpflichtig gewordenen blinden Kinder ihrer Gemeinden 
terhaltes förderlichen Handarbeiten zu unterrichten. Anfangs Mai jedes Jahres dem Vorſtande der Anſtalt zu nennen, 

§. 2. Die Zöglinge können in und außerhalb der Anſtalt und die Eltern zur Bitte um Aufnahme derſelben zu veranlaſſen. 
untergebracht werden. Der Regel nach aber wohnen ſie in der Dem Verwaltungsrathe beziehungsweiſe dem Inſpektor liegt 


Auſtalt ſelbſt und erhalten in dieſem Falle neben Wohnung und ob, ſpäteſtens drei Monate vor Beginn des Anſtaltsſchuljahres 
Verpflegung auch Kleidung und ärztliche Hilfe in Krankheiten. durch Vermittlung der Großherzoglichen Bezirksämter Auffor⸗ 
Wohnung und Verpflegung iſt für alle in der Anſtalt un- derungen zur Anmeldung der Aufzunehmenden in die amtlichen 


tergebrachten Zöglinge gleich. Verkündigungsblätter einrücken zu laſſen, 
II. Aufbringung der Mittel. Er läßt für jede Anmeldung durch die Gemeindebehörde, 
8.3. Die Mittel zur Beſtreitung des für die Anftalt ent wenn nöthig, unter Vermittlung des Bezirksamtes, die in der 
ſtehenden Aufwandes ſchöpft die letztere aus: Beilage verzeichneten Fragen beantworten, ſtellt ſodann die An⸗ 
a. dem Ertrage der Stiftungskapitalien und des ſonſtigen meldungen zuſammen und legt ſolche nebſt einem Gutachten 
Anſtaltsvermögens; des Vorſtehers über die Bildungsfähigkeit der betreffenden Blin⸗ 
b. den Beiträgen, welche für die Zöglinge geleiſtet werden den mit Anträgen über Aufnahme und Größe der Verpflegungs⸗ 

(8. 13, 14, 15); N beiträge dem Oberſchulrathe vor. 

C. den Zuſchüſſen des Staates. §. 11. Jeder interne Zögling hat bei ſeinem Eintritte ei⸗ 
III. Beaufſichtigung und Leitung. nen doppelten Anzug, 6 Hemden, 6 Paar Strümpfe oder Sok⸗ 


§. 4. Die oberſte Aufſichtsbehörde über die Anſtalt iſt das ken, 6 Sacktücher und einige Halstücher mitzubringen, Weib⸗ 
Miniſterium des Innern, welches die regelmäßigen aus der liche Zöglinge müſſen überdies mit 6 Schürzen verſehen fein. 
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Im Falle gänzlicher Armuth des Aufzunehmenden hat der 
verpflichtete Armenverband die Anſchaffung dieſer Gegenſtände 
auf ſeine Koſten zu beſorgen. 

8.12. Die Koſten der Verbringung in die Anſtalt und 
der Abholung aus derſelben find von den Zöglingen ſelbſt be⸗ 
ziehungsweiſe von Denjenigen zu tragen, welche für dieſe ein⸗ 
zutreten haben. 

8.13. Für jeden internen Zögling, der nicht einen ſtiftungs⸗ 
mäßigen Freiplatz erhalten hat, iſt eine Vergütung der Verpfle⸗ 
gungskoſten an die Anſtaltskaſſe zu leiſten. 

Der Jahresbeitrag dieſer Vergütung wird für die dem 
Großherzogthume angehörigen Zöglinge auf 300 Mark feſtgeſetzt. 

Der Oberſchulrath kann unter Rückſichtsnahme auf die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe eines Zöglinges beziehungsweiſe ſeiner El⸗ 
tern oder des unterſtützungspflichtigen Armenverbandes, eine 
Minderung deſſelben auf drei Viertheile, die Hälfte oder ein 
Viertheil ſeiner Höhe bewilligen. 

Unterſtützungspflichtige Armenverbände ſollen mit einem 
drei Viertheile obiger Vergütung überſteigenden Betrage für ei⸗ 
nen Zögling nicht belaſtet werden. 

In dringenden Fällen können ſie von der Bezahlung des 
Verpflegungsbeitrages durch das Miniſterium des Innern be⸗ 
freit werden. 

§. 14. Für Zöglinge, welche dem Großherzogthume nicht an⸗ 
gehören, wird der Verpflegungsbeitrag auf 400 Mark feſtgeſetzt. 

Nach Umſtänden kann das Miniſterium des Innern eine 
Ermäßigung deſſelben anordnen. 

$. 15. Von den nicht in der Anſtalt wohnenden Zöglin⸗ 
gen wird für die Theilnahme am Unterrichte ein Schulgeld von 


60 Mark jährlich erhoben, das aber in geeigneten Fällen von 
dem Großherzoglichen Oberſchulrathe theilweiſe oder ganz er- 


laſſen werden kann. 

§. 16. Die Verpflegungsbeiträge für die in der Anſtalt 
wohnenden, wie das Schulgeld für die übrigen Zöglinge wer⸗ 
den halbjährlich vorausbezahlt. 

V. Bildungszeit. 

§. 17. Die regelmäßige Bildungszeit der Zöglinge umfaßt 
7 Jahre. Sie kann jedoch in einzelnen Fällen durch die Ober⸗ 
ſchulbehörde um ein oder zwei Jahre verlängert werden. 

VI. Unterricht. 

§. 18. Der Unterricht, der an der Anſtalt ertheilt wird, 
erſtreckt ſich auf die in der Volksſchule zun Behandlung kommen⸗ 
den Lehrgegenſtände, wie und ſoweit ſie für den Blinden zu⸗ 
gänglich find, auf Handarbeiten (F. 1) und in geeigneten Fällen 
auf Inſtrumental⸗Muſik. 

Die Lehrziele, die Vertheilung des Stoffes auf die verſchie⸗ 
denen Stufen, die dem einzelnen Unterrichtsgegenſtand zu wid⸗ 
mende Zeit beſtimmt der Lehrplan, welcher von dem Oberſchul⸗ 
rathe feſtgeſetzt wird. 

} VII. Prüfungen und Ferien. 

8.19. Am Schluſſe jedes Anſtaltsſchuljahres findet eine 
öffentliche Prüfung ſtatt. Nach derſelben treten für die Dauer 
eines Monates Ferien ein, welche die Zöglinge, wenn immer 
thunlich, in der Heimath zubringen. Weitere Ferien von nicht 
über 14 Tagen, in welchen dieſelben nur auf beſonderes Ver⸗ 
langen der Eltern beziehungsweiſe der Stellvertreter dieſer die 
Anſtalt verlaſſen, legt der Oberſchulrath auf eine geeignete Zeit 
innerhalb des Schuljahres. 

VIII. Entlaſſung der Zöglinge. 

§. 20. Die Entlaſſung der Zöglinge nach vollendeter Bil⸗ 

dungszeit erfolgt jeweils nach abgehaltener Hauptprüfung. Die 


Entlaſſung eines Zöglinges vor Ablauf der Bildungszeit wird 
auf Antrag des Vorſtandes durch den Verwaltungsrath bezie⸗ 
hungsweiſe den Inſpektor vorbehaltlich des Rekurſes an den 
Oberſchulrath ausgeſprochen. 


Beilage zu §. 10 des Statuts für die Großherzogliche Blin- 

denerziehungs-Anſtalt. 

Fragebogen zur Begründung des Geſuches um Auf— 
nahme eines Kindes in die Großherzogliche Blinden⸗ 
erziehungs-Anſtalt. 

Vorbemerkungen. 

I. Der Regel nach find blinde Kinder erſt nach zurückgeleg⸗ 
tem zehnten Lebensjahre aufnahmsfähig. Die Aufzuneh⸗ 
menden müſſen, abgeſehen von der Blindheit, körperlich 
geſund und bildungsfähig ſein. 

. Die Aufnahme findet, dringende Fälle ausgenommen, 

jeweils nur im Anfange des Schuljahres ſtatt. 

Nach Beantwortung aller Fragen durch den Gemeinde: 

rath und den Standesbeamten iſt dieſer Bogen dem 

Großherzoglichen Bezirksarzte zur Ergänzung durch Bei⸗ 

fügung ſeiner Bemerkungen vorzulegen. Das Kind iſt 

dem Letzteren zur Körper- und Augen-Beſichtigung und 
zur Prüfung ſeiner Geſundheit und geiſtigen Fähigkeiten 
vorzuſtellen. 

Das Statut für die Großherzogliche Blindenerziehungs⸗ 

Anſtalt findet ſich im Geſetzes- und Verordnungsblatt 

von 1877 Nr. X., worauf im Allgemeinen zur Belehrung 

verwieſen wird. 

1. Namen, Alter (Tag und Jahr der Geburt) und Heimath 
des blinden Kindes. 

2. Namen, Alter, Religion, Stand und Gewerbe der Eltern. 

. Wohnort derſelben, Amt und Kreis. 

4. In welcher Gemeinde beſitzen die Eltern, beziehungsweiſe 
der noch lebende Elterntheil — bei unehelichen Kindern 
die Mutter — den Unterſtützungswohnſitz; oder wenn die 
Eltern todt ſind: in welcher Gemeinde beſaß der zuletzt 
verſtorbene Elterntheil bei ſeinem Ableben den Unterſtüt⸗ 
zungswohnſitz? 

5. Wie ſtark iſt ihre Kinderzahl, wie alt ſind dieſe Kinder, 
ſind ſie geſund, oder auch Blinde oder Kranke darunter? 

6. Wann und auf welche Weiſe iſt das Kind erblindet? 

7. Giebt es noch mehr Blinde in der Verwandtſchaft? 

Wie ſind dieſe erblindet? 

8. Iſt die Blindheit des Kindes vollkommen, oder einige 
Sehkraft (Schein) vorhanden? 

9. Sind Heilverſuche, von wem und mit welchem Erfolge 

gemacht worden? 

Wie iſt fein Körper, ſeine Geſundheit beſchaffen? 

An welchen Krankheiten hat es gelitten? 

Sind Zeichen einer ererbten oder erworbenen ſpeziellen 

Krankheitsanlage oder Dyskraſie, wie z. B. Skropheln, 

vorhanden oder früher vorhanden geweſen! 

Iſt es geimpft und ohne Hautausſchlag? 

. Sit das Kind an Reinlichkeit und Ordnung gewöhnt? 

Kann es im Hauſe und außerhalb deſſelben ohne Füh⸗ 

rer gehen? 

Hat daſſelbe ſchon die Ortsſchule beſucht oder andern 

Unterricht erhalten und mit welchem Erfolge? 

Wie ſind ſeine geiſtigen Fähigkeiten beſchaffen? 

Wurde das Kind zu einer Beſchäftigung und zu welcher 

angehalten? 


III. 


IV; 


³ 


10. 


11 


12. 


13. 
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14. Beſitzt das Kind angefallenes Vermögen und in welchem 
Betrage? 

15. Welches Vermögen beſitzen die Eltern: 

a. in Liegenſchaften? 

b. in Fahrniſſen? 

c. welche Schulden haften darauf? 

16. Welcher jährliche Beitrag zu den Unterhalts- und Ver⸗ 
pflegungskoſten kann und will geleiſtet werden: 

a. von den Eltern? 

b. von nicht ernährungspflichtigen Verwandten? 

e. von andern Wohlthätern? 

17. Im Falle der Unvermöglichkeit des Kindes und der El- 
tern ſind zum Zwecke der Feſtſetzung des Beitrages des 
unterſtützungspflichtigen Armenverbandes folgende wei⸗ 
tere Fragen zu beantworten: 

a. Welche milde Fonds ſind vorhanden, die zur Unter⸗ 
ſtützung der Armen der Gemeinde verpflichtet ſind 
und welche Summe können dieſe Fonds im Durch⸗ 
ſchnitte jährlich hierzu abgeben? 

b. Wie viel Almend⸗ und Gemeindegut beſitzt die Ge⸗ 
meinde? 

c, Wie viel Schulden hat fie? 

d. Welche Bürgernutzungen beziehen die Gemeindebür⸗ 
ger und wie viel beträgt deren Werthanſchlag? 

e. Welche Umlagen werden von den Bürgernutzungen 
bezahlt? 

f. Wie hoch beliefen ſich die Umlagen von 100 Mark 
Steuerkapital in den letzten drei Jahren für Gemein⸗ 
debedürfniſſe nach dem direkten Steuerfuß? 

g. Welches iſt die Seelenzahl der Gemeinde? 

h. Wie viel betragen die ſämmtlichen umlagepflichtigen 
Steuerkapitalien der Gemeindegenoſſen und wie viel 
jene der Ausmärker? 

Beantwortet den ten 18 


Der Standesbeamte: Gemeinderath: 
Großherzoglicher Bezirksarzt: 


Königreich Bayern. 
Miniſterial⸗Erlaß, den Turnunterricht an den Lehrerbildungsan- 
ſtalten betreffend. Vom 3. März 1877. 


Staats miniſterium des Innern für Kirchen- und 
Schul angelegenheiten. Im Nachgange zur Miniſterial⸗Ent⸗ 
ſchließung vom 21. Oktbr. v. J. Nr. 12,088 (Deutſche Schul⸗ 
geſ.⸗Sammlung 1876 Nr. 47) wird Folgendes angeordnet: 

Der Turnunterricht an den Präparandenſchulen und Schul⸗ 
lehrerſeminarien iſt vom Schuljahre 1877/78 an nach dem bei⸗ 
gefügten Programme zu ertheilen, welches Lehrziel, Lehrſtoff und 
Lehrgang dieſes Unterrichtes regelt. 

Fuür jeden Kurs der Präparandenſchule wird vorerſt eine, 
für jeden Kurs des Schullehrerſeminars werden zwei Wochen⸗ 
ſtunden beſtimmt. 

Für die Lehrerinnenbildungsanſtalten hat es bei dem im 
Statute und Lehrplane der einzelnen Anſtalten feſtgeſtellten Pro⸗ 
gramme des Turnunterrichtes ſein Verbleiben. 

Die Anſtellungsprüfung der Schuldienſtexſpektanten und Ex⸗ 
ſpektantinnen hat ſich vom gedachten Zeitpunkte an zu erſtrecken: 

I) auf die Darlegung der nöthigen Kenntniſſe in Syſte⸗ 
matik und Methodik des Volksſchulturnens; 


— — * 


2) auf die Darlegung der erforderlichen Turnfertigkeit. 

Zu dieſem Behufe iſt die vollſtändige Aneignung und Be⸗ 
herrſchung des Turnübungsſtoffes der Knaben⸗ und Mädchen⸗ 
volksſchule von den Prüfungskandidaten, der Mädchenvolksſchule 
allein von den Kandidatinnen nachzuweiſen. 

Dies geſchieht theils durch Maſſenturnen mit Frei-, Ord⸗ 
nungs⸗ und Stabübungen, bei den Kandidatinnen außerdem noch 
mit Ball⸗Uebungen, theils durch Einzelturnen mit Uebungen am 
Springel, Pferd, Barren, Reck, an den Leitern und Kletterſtangen 
bei den Kandidaten, mit Uebungen im kurzen und langen Schwung⸗ 
ſeile, am Barren, an den wagrechten Leitern und an zwei Kletter⸗ 
ſtangen bei den Kandidatinnen. Für das Maſſen- und das Ein⸗ 
zelturnen iſt indeß nur je eine der vorbezeichneten Uebungen 
vornehmen zu laſſen, deren Auswahl der Prüfungskommiſſion 
vorbehalten bleibt. 

3) auf die Darlegung der praktiſchen Befähigung zur Er⸗ 
theilung des Turnunterrichtes durch Abhaltung einer Probelektion 
mit Schülern, beziehungsweiſe Schülerinnen der Volksſchule. 

Die hierbei vorzunehmenden Uebungen werden gleichfalls 
von der Prüfungskommiſſion beſtimmt. 

Aus jedem der drei Prüfungsgegenſtände iſt eine Note zu 
ertheilen und aus dieſen Einzelnoten ſodann die Geſammtnote 
im Turnen feſtzuſtellen, wobei in zweifelhaften Fällen die Note 
aus dem dritten Gegenſtande den Ausſchlag giebt. 

Die Kommiſſion für die Abhaltung der Anftellungsprüfung 
der Schuldienſterſpektanten und Exſpektantinnen ift für die Folge 
durch Beiziehung eines geprüften Turnlehrers zu verſtärken, 
welchem hierbei dieſelbe Stellung wie dem Muſik- und dem 
Zeichnungslehrer zukommt. 

In das Prüfungszeugniß der Schuldienſt⸗Erſpektanten und 


Exſpektantinnen find die Einzelnoten und die Geſammtnote aus 


dem Turnen aufzunehmen. 
München, den 3. März 1877. 
Dr. von Lutz. 


is An 5 er Der Generalſekretär: 
die k. egierungen ammern de = 2 2 2 
nern, u. die Inſpektionen der Bräpa- Miniſterialrath 
randenſchulen u. Schullehrerſeminarien. v. Bezold. 
Nr. 2678. 


Programm des Turnunterrichtes für die Lehrerbildungsanſtalten. 
Vom 3. März 1877. 
A. Präparandenſchule. 

Lehrziel: Kräftige und allſeitige Ausbildung des Körpers, feſte 
Haltung und Aneignung derjenigen Turnfertigkeit, welche 
den Uebungsſtoff der Knabenvolksſchule ſicher und voll⸗ 
ſtändig beherrſcht. Pflege jugendlicher Friſche und Fröh⸗ 
lichkeit. 

I. Kurs. Die elementaren Freiübungen. Leichtere ein⸗ 
fach kombinirte Bewegungen der Arme, des Rumpfes und 
der Beine. Einfache Geh-, Lauf⸗ und Hüpfarten. Dauer⸗ 
gang und Dauerlauf. Schnellgang und Schnelllauf. 

Ordnungsübungen: Bildung und Richtung der Reihen. 
Abſtandnehmen. Ziehen in verſchiedenen Ganglinien. Dre⸗ 
hungen. Reihungen in Paaren und Vierreihen. 

Springen: Genaue Feſtſtellung und Einübung der Springre⸗ 
geln. Aneignung eines regelrechten Sprunges. Klaſſenziel: 
Hochſprung 0,70 M., Weite 2,25 M., Tiefe 1,40 M. 

Schwebebaun: Auffteigen und Niederſpringen. Stehen, Seit⸗ 
wärtsgehen, Vorwärtsgehen mit Nachſtellen und Ueber⸗ 
ſchreiten des Fußes. Freiübungen im Seitſtande auf dem 
Schwebebaum. 
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Langes Schwungſeil: Gehen, Laufen und Springen über das 
ruhig gehaltene Seil. Uebungen aus dem Stand im Seile, 
Durchlaufen aus dem Stand außer dem Seile. Einzeln, 
zu Zweien und zu Vieren. 

Eiſenſtab: Heben, Ueberheben, Stoßen, Schwingen, Uebun⸗ 
gen im Stütz am Stabe. 

Wagrechte Leiter: Hangſtand. Uebungen durch und in den 
Hang. Auch mit Beiordnung paſſender Beinthätigkeiten 
und Drehungen. Regelrechter Niederſprung aus dem Hang. 
Streckhang, Hangeln im Streckſeithang an und von Ort 
mit Nach- und Uebergreifen. 

Reck: Die verſchiedenen Griffarten. Hang und Hangeln. Sturz⸗ 
hang, Durchzüge in demſelben. Vorübungen zum Auf⸗ 
ſchwung, Verſuche des Klimmziehens und des Aufſchwunges. 

Eine Kletterſtange (Klettertau): Uebungen im Hangſtand 
und durch den Beugehang. Uebungen in den Streck- und 
Beugehang. Leichte Uebungen im Beugehang. Vorübun⸗ 
gen zum Klettern. Kletterſchluß. Aufklettern. 

Zwei Stangen. Uebungen durch und in den Streck- und 
Beugehang. Kletterſchluß. Aufklettern. 

Barren (anfänglich erſetzbar durch den Stemmbalken). Ue⸗ 
bungen durch und in den Streck, Seit: und Querſtütz. 
Liegeſtreckſtütz. Regelrechter Streckquerſtütz. Aufſitzen und 
Ausſchwingen vor und hinter den Händen in verſchieden⸗ 
ſten Formen. 

Pferd (vielfach erſetzbar durch den Stemmbalken). Leichte Auf: 
ſitze und Abſchwünge. Regelrechter Sitz. Einfache Uebun⸗ 
gen aus dem Sitze. 

Spiele: Kampf: und Ballſpiele. Außerdem: Katz und Maus. 
Was thuſt Du in meinem Garten? Schwarzer Mann. 


Schlaglaufen. Komm' mit! Diebſchlagen. 
II. Kurs. Fortführung und Erweiterung der Freiübun⸗ 
gen. Regelrechter Schritt. Anſtrengendere Geh-, Lauf: 


und Hüpfübungen. Dauergang und Dauerlauf. Schnell⸗ 
gang und Schnelllauf. Verbindungen der Frei- und Ord⸗ 
nungsübungen (auch Ball⸗ und Stabübungen) zu Ana: 
benreigen. 

Ordnungsübungen: Reihungen und Schwenkungen der Rei⸗ 
hen. Umſtellen der Linie zur Säule und umgekehrt. 
Springen: Fortbildung und Steigerungen des regelrechten 
Sprunges. Klaſſenziel: Höhe 0,80 M., Weite 2,40 M., 

Tiefe 1,80 M. 

Schwebebaum: Aufſteigen und Niederſpringen. Vor- und 
Rückwärtsgehen in verſchiedenen Anordnungen. Freiübun⸗ 
gen im Querſtand auf dem Schwebebaume. 

Langes Schwungſeil: 
Seile, Einzeln, zu Zweien, zu Vieren. 

Eiſenſtabübungen: Heben, Ueberheben, Stoßen, Schwingen, 
Fällen und Winden des Stabes in den verſchiedenſten An: 
ordnungen. Uebungen Zweier mit zwei Stäben. 

Wagrechte Leiter: Die vorjährigen Uebungen. Dann Han⸗ 
geln im Querhange an Holmen und Sproſſen mit Nach⸗ 
und Uebergreifen. Griffarten. Uebergehen aus einem 
Griffe in den andern. Klimmziehen. 


Reck: Felg⸗Aufſchwung. Knieauſſchwung. Aufzüge, Klimmziehen. 
Eine Stange (Tau): Klimmziehen mit und ohne Kletter- 


ſchluß. Klettern in verſchiedenen Takt⸗ 
Dauerklettern. Wettklettern. 

Zwei Stangen: Klimmziehen mit und ohne Kletterſchluß. 
Aufklettern in verſchiedenen Kletterſchlüſſen. Wander⸗, 
Wett⸗ und Dauerklettern. 


und Griffarten. 


Hüpfübungen aus dem Stand im 


| 
| 
| 


Pferd: Leichte Ueberſprünge. 


Barren: Regelrechter Schwung im Streckſtütz. Aufſitze und 
Ausſchwünge vor und hinter den Händen. Auch mit Dre⸗ 
hungen. Verbindungen der Aufſitze und Ausſchwünge un⸗ 
ter einander zu ſchwierigeren Uebungsformen. Stützeln. 

Pferd: Leichte Aufſitze aus dem Seitſtand am Pferde und aus 
dem Stand hinter dem Pferde. Fortſetzung der Uebungen 
aus dem Sitze. Verſuche zu Langſprüngen. 

Spiele: Kampf⸗ und Ballſpiele. Die vorigjährigen Spiele. 
Dazu Jagd und Schneidezeck. 

III. Kurs. Freiübungen: Zuſammengeſetztere und anſtren⸗ 
gendere Uebungsformen. Auch in Verbindung mit Ord⸗ 
nungsübungen. Regelrechter Schritt. Dauergang und 
Dauerlauf. Schnellgang und Schnelllauf. 

Ordnungsübungen: Reihungen zu Schräg:, Winkel und of⸗ 
fenen Reihen. Schwenken ohne Handfaſſungen. Schräg⸗ 
und Winkelzüge. Vor⸗ und Hinterziehen der Reihen in 
Schräg⸗ und Winkelzügen. 

Schwebebaum: Aufſteigen und Niederſprünge. Gehen, Lau⸗ 
fen und Hüpfen auf dem Schwebebaume. Auch mit bei⸗ 
geordneten Arm- und Beinthätigkeiten. Frei-, Eiſenſtab⸗ 
und Ballübungen im Stand auf dem Schwebebaume. Set⸗ 
zen über den Schwebebaum in verſchiedenen Springarten. 

Langes Schwungſeil: Die Hüpfübungen des vorigen Jah⸗ 
res mit Einlaufen aus dem Stand außer dem Seile. Lau⸗ 
fen und Springen über das ſfußwärts entgegengeſchwun⸗ 
gene Seil. 

Eiſenſtab: Die vorjährigen Uebungen in neuen und ſchwie⸗ 
rigeren Zuſammenſtellungen. Stabgriffe. Weit: und Ziel⸗ 
würfe. Stabreigen. 

Springen. Geſteigerter regelrechter Sprung. Der Abſprung 
wird rechts und links geübt. Höhe 0,85 M., Weite 2,75 M., 
Tiefe 2 M. 

Wagrechte Leiter: Hangeln im Streck- und Beugehang in 
verſchiedenen Griffarten und an verſchiedenen Griffflächen. 
Hangeln mit Schwung. Dauerhangeln. Klimmziehen. 

Reck: Klimmziehen. Aufſchwünge mit verſchiedenen Griffen. 
Knie⸗, Bauch- und Kreuzwelle. Stützhang und Uebungen 
im Stützhang. 

Eine Stange (Tau): Klimmziehen, Klettern in verſchiedenen 
Griff⸗ und Taktformen. Wett⸗ und Dauerklettern. Auf⸗ 
hangeln. 

Zwei Stangen. Klimmziehen, Aufklettern in verſchiedenen 
Griff: und Taktformen. Wett: und Wanderklettern. Auf⸗ 
hangeln im Streck- und Beugehang. Hanghüpfen. 

Barren: Schwierigere Verbindungen der vorjährigen Uebungen. 
Stützhüpfen. Unterarmſtütz. Uebungen im Unterarmſtütz. 
Vorübungen zum Beugeſtütz. 

Verbindungen von Uebungen 
aus dem Sitz. Hock- und Langſprünge. 

Spiele: Kampf⸗ und Ballſpiele. Bärenſchlapp, Jagd, Tag 
und Nacht, Barrlauf. 

B. Schullehrerſeminar. 

Ziel: Kräftigung und allſeitige Ausbildung des Körpers. Pflege 
jugendlicher Friſche und Fröhlichkeit. Die Fertigkeit, die 
Turnübungen der Volksſchule muſtergiltig ausführen und 
das Verſtändniß, ſie richtig bezeichnen, entwickeln und be⸗ 
fehlen zu können. Einführung in die Uebungen des Mäd⸗ 
chenturnens. Fertigkeit in der Ertheilung von Turnunter⸗ 
richt an Knaben und an Mädchen. 

I. Kurs. Ausbildung der bisher erlangten Turnfertigkeit, 
insbeſonders gewiſſenhafte Wiederholung und Einübung 
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des in der Präparandenſchule behandelten Turnübungs⸗ 
ftoffes, dazu Bekanntmachung mit den leichteren Frei⸗ und 
Ordnungsübungen der Mädchen, einigen Reigen, Ballübun⸗ 
gen, Ballreigen, leichten Uebungen im kurzen Schwungſeil 
und mit dem Stabe. Zur Steigerung der eigenen Turn⸗ 
fertigkeit werden zahlreiche Uebungen am Springel, mit 
dem Eiſenſtabe, am Barren, am Pferde, an den Kletter⸗ 
ſtangen und am Nede vorgenommen. Außerdem Ball, 
Kampf⸗ und Laufſpiele. 

Die Zöglinge erhalten einen kurzen Unterricht über 
Weſen und Aufgabe, Syſtematik und Geſchichte des Kna⸗ 
ben und Mädchenturnens der Volksſchule, wie über den 
Bau des menſchlichen Körpers und den Einfluß des Tur⸗ 
nens auf ſeine weſentlichſten Funktionen. 

II. Kurs. Steigerung der eigenen Turnfertigkeit an den vor⸗ 
genannten Geräthen. Dazu Behandlung komplizirterer 
Frei⸗ und Ordnungsübungen der Mädchen, ſchwierigerer 
Reigen, Ballübungen, Ballreigen, Uebungen im kurzen 
Schwungſeile und mit dem Stab. 

Außerdem Ball-, Kampf- und Laufipiele. 

Die Zöglinge werden mit der Methodik des Turnun⸗ 
terrichtes, wie mit der Anlage und Einrichtung von Turn⸗ 
ſtätten, dem Bau und dem Gebrauch der Turngeräthe ver⸗ 
traut gemacht. Häufige und ergiebige Uebungen in der 
Ertheilung von Turnunterricht an der Seminarübungsſchule. 

Bemerkung. Zöglinge der beiden Seminarkurſe, welche auf 
Grund eines ärztlichen Zeugniſſes vom Turnen dispenſirt 
ſind, können von der Anweſenheit in der Turnſtunde und 
von dem theoretiſchen Unterrichte nicht befreit werden. 


Königreich Preußen. 
Geſetz, betreffend die Koſten, Stempel und Gebühren in Vor⸗ 
mundſchaftsſachen. Vom 21. Juli 1875. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Lantages 
Unſerer Monarchie, was folgt: 

Artikel 1. 
Die SS. 41—46 des Tarifes zu dem Geſetze über den An⸗ 
ſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten vom 10. Mai 
1851 (Gejeß-Samml. S. 622), 
der Artikel 19 Nr. 1 des Geſetzes, betreffend einige Abän⸗ 
derungen des Geſetzes vom 10. Mai 1851, vom 9. Mai 
1854 (Geſetz⸗Samml. S. 273), 
der §. 13 Litt. A. B. C. der Verordnung vom 30. Auguſt 
1867, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Ge: 
richtskoſten ꝛc. in den Herzogthümern Holſtein und Schles⸗ 
wig (Geſetz-Samml. S. 1369), 
der §. 13 der Verordnung vom 30. Auguſt 1867, betref⸗ 
fend den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten ꝛc. 
in dem vormaligen Kurfürſtenthume Heſſen (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1385), 
der §. 16 der Verordnung vom 30. Auguſt 1867, betref⸗ 
fend den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten ze. 
in dem vormaligen Herzogthume Naſſau ꝛc. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1399), 
der Artikel XIV. des Geſetzes, betreffend die Gerichtskoſten 
im Bezirke des Appellationsgerichts zu Wiesbaden, vom 
7. März 1870 (Geſetz⸗Samml. S. 193), 
werden, mit Vorbehalt der ferneren Anwendung des bisherigen 


8.43 des Tarifes zu dem Geſetze vom 10. Mai 1851, im Falle 
des $. 47 deſſelben, durch nachſtehende Paragraphen erſetzt: 

8.41. A. Bei den zur Wahrnehmung einzelner Geſchäfte 
eingeleiteten Pflegſchaften und im Falle der Beſtellung eines 
Gegenvormundes neben dem geſetzlichen Vormunde ſind nach 
dem Werthe des Gegenſtandes zu erheben: . 

1) von je 50 M. des Betrages bis zu 300 M., 

2) von je 150 M. des Mehrbetrages bis zu 600 M., 

3) von je 300 M. des Mehrbetrages bis zu 1500 M., 

4) von je 500 M. des Mehrbetrages bis zu 3000 M., 

5) von je 1000 M. des Mehrbetrages bis zu 15,000 M., 
fünfzig Pfennige, 

6) von dem Mehrbetrage bis zu 30,000 M., 

7) von dem Mehrbetrage bis zu 60,000 M., 
je drei Mark, 

8) von dem Mehrbetrage ſechs Mark. 

Dieſe Sätze kommen jedoch bei Pflegſchaften nur inſoweit 
zum Anſatze, als nicht rückſichtlich der Perſon, in deren Inte⸗ 
reſſe ein Pfleger beftellt wird, eine Vormundſchaft oder Pfleg⸗ 
ſchaft eingeleitet oder einzuleiten iſt, auf welche die folgenden 
Beſtimmungen Anwendung finden. 

Dieſelben Sätze find von dem Kapitalbetrage des Vermö⸗ 
gens des Mündels zu erheben, wenn die geſetzliche Vormund⸗ 
ſchaft über einen Großjährigen in Folge der Anordnung des 
Vormundſchaftsgerichtes eintritt. Wird ſpäter eine andere Vor⸗ 
mundſchaft eingeleitet, ſo iſt der erhobene Betrag auf die Ko⸗ 
ſten derſelben anzurechnen. 

9. 42. B. Bei anderen Pflegſchaften und bei Vormund⸗ 
ſchaften, mit Ausnahme der geſetzlichen Vormundſchaft, iſt von 
dem Kapitalbetrage des Vermögens des Mündels, auf welches 
ſich die Pflegſchaft oder Vormundſchaft erſtreckt, inſofern daſſelbe 
über 150 M. beträgt (§. 7 Nr. 5 des Geſetzes vom 10. Mai 
1851), zu erheben: 

1) von je 50 M. des Betrages bis zu 300 M., 

2) von je 100 M. des Mehrbetrages bis zu 600 M., 

3) von je 150 M. des Mehrbetrages bis zu 1500 M., 

4) von je 300 M. des Mehrbetrages 
fünfzig Pfennige. 

§. 43. Außerdem iſt zu erheben: 

C. Von den jährlichen Revenüen desjenigen Vermögens, 
über deſſen Verwaltung dem Vormundſchaftsgerichte Rechnung 
gelegt werden muß: 

1) von je 20 M. des Revenüenbetrages bis zu 300 M., 

2) von je 30 M. des Mehrbetrages bis zu 600 M., 

3) von je 60 M. des Mehrbetrages bis zu 1500 M., 

4) von je 120 M. des Mehrbetrages 
zwanzig Pfennige. 

Dabei werden ſtatt der Berechnung die jährlichen Revenüen 
zu 3 Prozent des Kapitalvermögens nach Abzug der Schulden 
angenommen und das angefangene Kalenderjahr ſowohl am 
Anfange als am Ende der Verwaltung voll gerechnet. 

§. 44. Für Verhandlungen und Verfügungen, welche von 
den Vormundſchaftsgerichten als ſolchen oder behufs Sicherſtel⸗ 
lung, Verwaltung oder Beaufſichtigung des Vermögens des 
Mündels von den Erbtheilungsbehörden vorgenommen oder er: 
laſſen werden, ingleichen für die Auseinanderſetzung über den 
Nachlaß des Vaters oder der unehelichen Mutter oder desjeni⸗ 
gen, durch deſſen Tod die Vormundſchaft oder Pflegſchaft nö⸗ 
thig geworden iſt, einſchließlich der Ermittelung des Nachlaſſes 
und des Erbeslegitimationsverfahrens, dürfen bei Vormund⸗ 
ſchaften und bei Pflegſchaften neben den in den §§. 42, 43 be⸗ 
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ſtimmten Koſtenbeträgen nur die etwa entſtehenden baaren Aus: 
lagen und Kalkulaturgebühren und die Koſten eines etwa ge⸗ 
richtlich aufgenommenen Vermögensverzeichniſſes angeſetzt werden. 

8.45. Für die Ermittelung und die Theilung eines an⸗ 
dern Nachlaſſes und für das Erbeslegitimationsverfahren zu 
demſelben kommen beſondere Koſten nach Maßgabe der gelten⸗ 
den Vorſchriften in Anſatz. 

§. 46. Sind bei einzelnen Geſchäften, für welche dem Mün⸗ 
del beſondere Koſten nicht angeſetzt werden dürfen, andere Per⸗ 
ſonen betheiligt, ſo müſſen dieſe die für ſolche Geſchäfte in an⸗ 
deren Fällen beſtimmten Koſten nach dem Verhältniſſe ihres 
Antheiles entrichten. 

Artikel 2. 

Die Vorſchriften des §. 7 des Geſetzes vom 10. Mai 1851 
finden in deſſen Geltungsbereiche auch auf die unter Vormund⸗ 
ſchaft ſtehenden tauben, ſtummen und blinden Perſonen An⸗ 
wendung. i 

Artikel 3. 

Die nach Art. 1 abgeänderten 88. 41 — 44 des Tarifes zu 
dem Geſetze vom 10. Mai 1851 treten auch die für Hohenzol⸗ 
lernſchen Lande an Stelle der bisher geltenden Vorſchriften als 
Theile des Geſetzes vom 10. Mai 1851 in Kraft. 

Artikel 4. 

Die nach Art. 1 abgeänderten 88. 41 — 46 des Tarifes zu 
dem Geſetze vom 10. Mai 1851, der nach Art. 2 ausgedehnte 
§. 7 des Geſetzes vom 10. Mai 1851, ſoweit derſelbe auf die 
in Vormundſchaftsſachen zu erhebenden Koſten ſich bezieht, und 
der §. 10 Nr. 3 deſſelben Geſetzes (Anlage) treten auch für die 
Provinz Hannover an Stelle der bisher geltenden Vorſchriften 
mit den folgenden Beſtimmungen in Kraft. 

§. 1. Die Berechnung der Koſten nach den Sätzen des 
Tarifes erfolgt dergeſtalt, daß die vollen Sätze, welche für Be⸗ 
träge von 20, 30, 50 M. u. ſ. w. beſtimmt ſind, auch für die 
nur angefangenen Beträge entrichtet werden. 

8.2. Neben den nach dieſem Geſetze zu erhebenden Kos 
ſtenſätzen ſind weder Schreibgebühren, noch Gebühren oder 
Porto für Zuſtellungen oder Behändigungen, noch Aufrufsge⸗ 
bühren, noch Gebühren für einfache auf Anfrage ergehende Be⸗ 
ſcheide, für die wegen Beſeitigung vorläufiger Anſtände erge⸗ 
henden Zwiſchenverfügungen und für die Abhaltung von Ter⸗ 
minen zu entrichten. 

Für Beſcheide auf unbegründete Geſuche oder Beſchwerden 
außerhalb einer eingeleiteten Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
und für vereitelte Termine werden die Gebühren nach Maß⸗ 
gabe der bisherigen Beſtimmungen beſonders erhoben. 

§. 3. Durch die Tarifſätze werden zugleich die Stempel⸗ 
abgaben gedeckt, welche auf Grund der nach dem Geſetze we⸗ 
gen Aenderung der Stempelſteuer vom 24. Februar 1869 (Ge⸗ 
ſetz-Samml. S. 366) 88. 1, 2 und dem Geſetze, betreffend die 
Aufhebung ꝛc. gewiſſer Stempelabgaben, vom 26. März 1873 
(Geſetz-Samml. S. 131) §. 2 in Kraft gebliebenen älteren Vor⸗ 
ſchriften zu erheben waren. 

§. 4. Hinſichtlich der Zahlung von Koſtenvorſchüſſen, der 
Koſtenſtundung und der Koſtenbefreiung, ſowie hinſichtlich der 
Erledigung von Beſchwerden über den Anſatz und über die ver⸗ 
weigerte Stundung oder Niederſchlagung der Koſten kommen 
die bisher in Vormundſchaftsſachen geltenden Vorſchriften zur 
Anwendung, ſoweit dieſelben nicht durch §. 7 des Geſetzes vom 
10. Mai 1851 abgeändert werden. 

§. 5. Inſoweit nach den vorſtehenden Beſtimmungen 


Schreib-, Zuſtellungs⸗ und Aufrufsgebühren von den Betheilig- | 


ten nicht zu entrichten find, werden den auf den Bezug folder 
Gebühren angewieſenen Beamten aus der Staatskaſſe ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Eingang des Koſtenpauſchquantums vergütigt: 

1) an Schreibgebühren für jeden Bogen fünfundzwanzig 

Pfennige. 
Dabei werden 96 Zeilen Schrift, die Zeile zu 12 Sil⸗ 
ben gerechnet, einem Bogen Schreibwerk gleich geach⸗ 
tet und nur angefangene Bogen, ingleichen Schrift⸗ 
ſtücke von geringerem Umfange als einem Bogen wie 
volle Bogen vergütigt; 

2) für die Vornahme von Behändigungen oder Zuſtellun⸗ 

gen fünfundzwanzig Pfennige. 
Dieſe Gebühr wird um zwanzig Pfennige erhöht, wenn 
die Zuſtellung an die Partei außerhalb des Ortes, 
wo der Zuſtellungsbeamte ſeinen Wohnſitz hat, be⸗ 
wirkt werden muß; 

3) an Aufrufsgebühren für jeden Termin dreizehn Pfennige. 

Dieſe Gebühren werden nicht gezahlt, wenn der Mündel 
zur Zeit der Schreibarbeit, der Behändigung, der Zuſtellung 
oder des Aufrufes nicht mehr als das ihm nach 8.7 Nr. 5 des 
Geſetzes vom 10. Mai 1851 zu belaſſende Vermögen hat. 

Bis zur Höhe der gezahlten Gebühren werden die nach den 
88. 42, 43 des Tarifes zu erhebenden Koſten nach Maßgabe des 
zur Zeit vorhandenen Vermögens des Mündels ſofort erhoben. 

0 Artikel 5. 

In dem bisherigen Geltungsbereiche des Geſetzes vom 10. 
Mai 1851, mit Ausnahme des Bezirkes des Juſtizſenates zu 
Ehrenbreitſtein und der Hohenzollernſchen Lande, kommen die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes zur Anwendung, ſoweit nicht die zu 
erhebenden Koſten bereits feſtgeſetzt ſind oder die Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft des betheiligten Mündels bereits beendigt iſt. 

Der von den Revenüen des Vermögens des Mündels zu 
erhebende Koſtenbetrag wird jedoch für die Zeit bis zum Ende 
des Jahres 1875 nach den bisherigen Vorſchriften berechnet. 

Artikel 6. 

In dem Bezirke des Juſtizſenates zu Ehrenbreitſtein, in den 
Hohenzollernſchen Landen und in der Provinz Hannover kommt 
bei den noch nicht beendigten Vormundſchaften oder Pflegſchaf⸗ 
ten der Betrag der nach den bisherigen Vorſchriften in Anſatz 
gebrachten oder zu bringenden Koſten, Stempel und Gebühren 
auf die nach den 88. 41, 42 des Tarifes zu dem Geſetze vom 
10. Mai 1851 zu erhebenden Koſten in Anrechnung, ſoweit 
nicht jene Koſten, Stempel und Gebühren lediglich bei der Re⸗ 
viſion und Abnahme der von dem Vormunde oder Pfleger ge⸗ 
legten Rechnung entſtanden ſind oder nach den Vorſchriften der 
88. 44— 46 des Tarifes neben den in den 88. 42, 43 deſſelben 
beſtimmten Koſten zu erheben geweſen wären. 

Die in 8. 43 des Tarifes beſtimmten Koſten find auch für 
das Jahr 1875 zu erheben, wenn die Vermögensverwaltung 
bereits in dieſem Jahre beſtanden hat und noch nicht been⸗ 
digt iſt. 

Iſt die Verwaltung bereits beendigt, ſo finden bei der Re⸗ 
viſion und Abnahme der Rechnung die bisherigen Vorſchriften 
Anwendung. 

Artikel 7. 

Die Gebührentare für die Friedensgerichte im Bezirke des 
Appellationsgerichtshofes in Köln vom 23. Mai 1859 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 309) wird durch folgende Vorſchriften ergänzt. 

§. 1. Der Friedensrichter erhält die in Artikel 1 der Taxe 
beſtimmte Vokationsgebühr bei den Entſcheidungen über Anträge: 
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1) auf Ertheilung der nach 88. 41, 42, 48 der Vormund⸗ 
ſchaftsordnung erforderlichen Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichtes, 

2) auf Großjährigkeitserklärung (ebenda 88. 61, 97). 

§. 2. Der Friedensrichter erhält die in Art. 2 der Taxe 
beſtimmte feſte Gebühr von einer Mark und fünfzig Pfennigen 
für die Verpflichtung des Vormundes oder des Gegenvormundes 
oder des Pflegers oder der Mitglieder eines Familienrathes. 

Für die bei Einleitung der Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
und für die bei Einſetzung des Familienrathes erfolgende Ver⸗ 
pflichtung mehrerer Perſonen erhält der Friedensrichter die Ge⸗ 
bühr nur einmal. 

S. 3. Der Friedensgerichtsſchreiber erhält für feine Theil⸗ 

nahme an den in den §8. 1, 2 bezeichneten Geſchäften zwei 

Dritttheile der dem Friedensrichter bewilligten Gebühren. 
Artikel 8. 

In dem Bezirke des Appellationsgerichtes zu Frankfurt a. M. 
ſind die zu den Approbationsdekreten der Kuratelrechnungen er⸗ 
forderlichen zweimaligen Stempel nach dem Betrage desjenigen 
Vermögens, über deſſen Verwaltung dem Vormundſchaftsgerichte 
Rechnung gelegt werden muß, bei Einreichung der Vormund⸗ 
ſchaftsrechnung zu den Akten zu verwenden. 

Artikel 9. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1876 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wildbad Gaſtein, den 21. Juli 1875. 


e (EB) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Leonhardt. Falk. 
v. Kameke. Achenbach. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Habilitation als Privatdozent der Land⸗ 
wirthſchaft an einer höheren landwirthſchaftlichen Lehranſtalt be- 
treffend. Vom 18. Mai 1877. 

Berlin, den 18. Mai 1877. 

Die Habilitation als Privatdozent der Landwirthſchaft an 
einer höheren landwirthſchaftlichen Lehranſtalt kann exit zwei 
Jahre nach Abſolvirung des akademiſchen Studiums ſtattfinden. 

Das Geſuch um Zulaſſung zur Habilitation iſt an den Di⸗ 
rektor der betreffenden Anſtalt zu richten. Dieſem Geſuche ſind 
beizufügen: 

a. das Maturitätszeugniß eines Gymnaſiums oder einer 
Realſchule erſter Ordnung; 4 


b. ein Zeugniß über ein mindeſtens dreijähriges Studium 


auf höheren landwirthſchaftlichen Lehranſtalten oder Univerſi⸗ 
täten, wobei von der Geſammtſtudienzeit auf letztere mindeſtens 
ein Jahr gefallen ſein muß; 


e. der Nachweis einer mindeſtens zweijährigen praktiſchen 


landwirthſchaftlichen Thätigkeit; 

d. das Doktordiplom, durch Promotion nach mündlicher 
Prüfung und auf Grund einer gedruckten Diſſertation an einer 
deutſchen Univerſität erworben; 

e. die Doktordiſſertation und 
L. eine Habilitationsſchrift. Die Stelle derſelben können 
ſonſtige eigene wiſſenſchaftliche Arbeiten im Manuſkripte oder 
Druck vertreten. 

Nachdem der Direktor das Geſuch nebſt Anlagen bei dem 
Lehrerkollegium der Anſtalt hat zirkuliren laſſen, entſcheidet das 
Lehrerkollegium darüber, ob der Betreffende auf Grund der in 
den Anlagen des Geſuches dokumentirten Kenntniſſe und wiſ⸗ 
ſenſchaftlichen Reife zu dem Habilitations⸗Examen zuzulaſſen iſt. 


Dieſes Habilitations⸗Examen erfolgt in der Form einer 
vor dem Lehrerkollegium zu haltenden Probevorleſung und ei- 
nes hieran ſich anſchließenden Kolloquiums. 

Das Thema zu der Probevorleſung wird von dem Leh— 
rerkollegium aus mindeſtens drei von dem Kandidaten einzu⸗ 
reichenden Vorſchlägen ausgewählt. 

Das Kolloquium, an welchem alle Mitglieder des Lehrer⸗ 
kollegiums Theil zu nehmen berechtigt ſind, und welches unter 
der Leitung des Direktors ſtattfindet, ſoll im Weſentlichen auf 
den Inhalt des Vortrages und der wiſſenſchaftlichen Arbeiten 
des Kandidaten beſchränkt ſein und, neben den Kenntniſſen des 
Kandidaten, die Selbſtſtändigkeit deſſelben in ſeinen Anſichten 
und ſeine Fähigkeit zu eigener wiſſenſchaftlicher Thätigkeit er⸗ 
weiſen. 

Nach geſchloſſenem Kolloquium entſcheidet das Lehrerkolle⸗ 
gium, ob der Kandidat als Privatdozent an der betreffenden 
Anſtalt zugelaſſen werden könne, worauf der Direktor dem Kan⸗ 
didaten die entſprechende Mittheilung macht. 

Ueber jede Habilitation iſt dem Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten unter Vorlage der oben angeführ⸗ 
ten Schriftſtücke und näherer Ausführung über den Verlauf der 
Probevorleſung und des Kolloquiums Bericht zu erſtatten. 

Dispenſation von einzelnen der oben aufgeſtellten Bedin⸗ 
gungen kann nur auf Vorſchlag des Lehrerkollegiums und mit 
ausdrücklicher Bewilligung des Miniſters für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten erfolgen. 

Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
Friedenthal. 


Königreich Sachſen. 
Verordnung, eine Konfirmations⸗Orduung betreffend. 
Vom 12. Mai 1877. 

Unter Zuſtimmung der in Evangelieis beauftragten Staats: 
miniſter und im Einverſtändiſſe des Königlichen Miniſteriums 
des Kultus und öffentlichen Unterrichtes hat das unterzeichnete 
evangeliſch⸗lutheriſche Landeskonſiſtorium die nachſtehende 

Konfirmations⸗Ordnung 
zur Nachachtung für die evangeliſch⸗lutheriſchen Geiſtlichen des 
Landes aufgeſtellt: 

§. 1. Die Konfirmation der Kinder der evangeliſch⸗luthe⸗ 
riſchen Kirche iſt von einem ordinirten Geiſtlichen dieſer Kirche 
zu vollziehen. 

Als hierzu zuſtändiger Geiſtlicher iſt in der Regel der Geiſt⸗ 
liche der Parochie zu betrachten, in welcher das Kind ſich we: 
ſentlich aufhält. 
| In Parochien mit mehreren Geiſtlichen richtet ſich die Zu: 
ſtändigkeit derſelben zur Konfirmation nach dem desfalls beſte⸗ 
henden Lokalſtatute oder Herkommen. 

Nicht minder bewendet es in denjenigen größeren, mehrere 
Parochien umfaſſenden Orten, in welchen bezüglich der Annahme 
der Konfirmanden der Parochialverband nicht ſtreng feſtgehalten 
wird, bei den hierüber feſtgeſtellten lokalſtatutariſchen Beſtim⸗ 
mungen oder bei dem desfalls beſtehenden Herkommen. 

Die wegen Annahme der Kinder zur Konfirmation erfor⸗ 
lichen Erörterungen hat der zuſtändige Geiſtliche vorzunehmen. 

§. 2. Zur Konfirmation find alle in der Parochie ſich we— 
ſentlich aufhaltende Kinder zuzulaſſen, welche 
a) getauft ſind, 

p) den chriſtlichen Religionsunterricht nach dem Bekennt⸗ 
niſſe der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche empfangen, und 
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Anzeigen. 


c) die zur Konfirmation erforderliche religiöſe Reife er: 

langt haben. 

Ueber die Erfüllung der Bedingung unter o hat der nach 
§. 1 zuſtändige Geiſtliche zu entſcheiden, während der Nachweis 
der Erfüllung der Bedingungen unter a und b nöthigenfalls 
durch pfarramtliche Zeugniſſe oder in ſonſtiger glaubhafter Weiſe 
zu führen iſt. 

$.3. Einer fremden Parochie angehörige Kinder dürfen 
nur nach Beibringung einer ſchriftlichen Genehmigungsbeſchei⸗ 
nigung des daſigen Geiſtlichen unter die Konfirmanden aufge⸗ 
nommen werden. 


8.4. Unter den $.2 a, b, o erwähnten Vorausſetzungen 
können auf Antrag der Erziehungsberechtigten auch Kinder von 
Eltern anderen chriſtlichen Glaubensbekenntniſſes, desgleichen 
Kinder aus gemiſchten Ehen und von Diſſidenten zur Konfir⸗ 
mation zugelaſſen werden, ſofern, was Kinder aus Ehen evan⸗ 
geliſcher und katholiſcher Glaubensgenoſſen anlangt, den Vor⸗ 
ſchriften der Geſetze vom 1. November 1836 (Seite 299 fg. 
des Geſetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1836) und be: 
ziehentlich vom 2. November 1848 F. 11 (Seite 206 des Ge⸗ 
ſetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1848), ſowie was 
Kinder von Diſſidenten betrifft, den Vorſchriften des Geſetzes 
vom 20. Juni 1870 F. 20, al. 2 (Seite 220 des Geſetz⸗ und 
Verordunngsblattes vom Jahre 1870) genügt iſt. 

8.5. 
ſetzung find Kinder in der Regel nach erfüllten achtjährigen 
Schulbeſuche zur Konfirmation zu bringen. 

Doch können unter gleicher Vorausſetzung Schüler aus der 
einfachen Volksſchule, falls ſie nach §. 4, al. 6 des Volks⸗ 
ſchulgeſetzes vom 26. April 1873 (Deutſche Schulgeſ.⸗Samm⸗ 
lung 1873 Nr. 24 u. ff.) einen Erlaß von der geſetzlichen Schul⸗ 
zeit erlangt haben, zur Konfirmation zugelaſſen werden, ohne 
daß es hierzu einer beſonderen kirchlichen Dispenſation bedarf, 
während diejenigen Schüler derſelben Schule, welche nach §. 4, 


Abſ. 7 des Volksſchulgeſetzes vom 26. April 1873 noch ein Jahr 
weiter die Schule zu beſuchen haben, erſt bei ihrer Entlaſſung 


aus derſelben zu konfirmiren ſind. Schülern der mittleren 
und höheren Volksſchule oder auch der Privatſchulanſtalten 
wird nach erfülltem 14. Lebensjahre, auch wenn deren Schul⸗ 
zeit ſich über dieſes Alter hinaus erſtreckt, unter der eingangs⸗ 
gedachten Vorausſetzung die Zulaſſung zur Konfirmation nicht 
zu verſagen ſein. Es kann jedoch die Letztere auf Antrag der 
Erziehungsberechtigten auch bis zur Zeit ihrer wirklichen Ent⸗ 
laſſung aus der Schule verſchoben werden. 

Den Zöglingen der höheren Unterrichtsanſtalten, 
namentlich der Gymnaſien und Realſchulen, ſowie allen denen, 
die über das 14. Lebensjahr hinaus in Privatſchulen oder im 
Hauſe einen gleichartigen Unterricht empfangen, iſt ein Aufſchub 
des Konfirmationstermines bis zum vollendeten 17. Lebensjahre 
nachgelaſſen. 

Wird die Konfirmation über den in den vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen feſtgeſetzten Termin hinaus ohne genügenden Grund 
verzögert, ſo iſt nach Maßgabe des Kirchengeſetzes vom 1. De⸗ 
zember 1876, einige Beſtimmungen über die Aufrechterhaltung 
kirchlicher Ordnung betreffend (Seite 712 fg. des Geſetz⸗ und 
Verordnungsblattes vom Jahre 1876), zu verfahren. 


8.6. Gebrechliche, geiſtig unreife, nicht vollſinnige, ſchwach⸗ 


und blödſinnige, ſowie taubſtumme Kinder ſind, wenn ſie nach 
dem pflichtmäßigen Ermeſſen des zuſtändigen Geiſtlichen die zur 


Konfirmation erforderliche geiſtige Empfänglichkeit nicht haben, 
nicht zu konfirmiren. Doch mögen geiſtesſchwache Kinder, wenn 
ſie wenigſtens einige Erkenntniß der drei Artikel des chriſtlichen 
Glaubens erlangt haben, von der Konfirmation nicht ausge⸗ 
ſchloſſen werden. 

Bei Kindern der vorgedachten Art, die in öffentlichen Er- 
ziehungsanſtalten untergebracht find, bewendet es bei den des— 
falls aufgeſtellten Regulativen. 

§. 7. Ueber ſämmtliche, ihm überwieſene Konfirmanden 
hat der zuſtändige Geiſtliche auf Grund der bei ihm erfolgten 
Anmeldungen unter Benutzung der Konfirmandenliſten, welche 
ihm von den Lehrern, beziehentlich den Direktoren der öffent⸗ 
lichen Privat: und Hauslehrer⸗Schulen rechtzeitig zugehen mer: 
den, ein Verzeichniß nach dem Schema unter Y anzufertigen 
und fortzuführen. 

Dieſes Verzeichniß (Konfirmandenbuch) iſt zu der Aktenre⸗ 
poſitur der betreffenden geiſtlichen Stelle zu nehmen. 

8.8. Der Konfirmation hat ein Vorbereitungsunterricht 
(Konfirmandenunterricht) vorauszugehen, der (wenn nicht um 
beſonderer Umſtände willen in einigen höheren Unterrichtsan⸗ 
ſtalten ausnahmsweiſe von der oberſten kirchlichen Behörde et⸗ 
was Anderes genehmigt worden iſt) von dem zuſtändigen Geiſt⸗ 
lichen in feiner Amtswohnung, in Ermangelung eines geeigne⸗ 


ten Lokales in letzterer aber in einem anderen, von der Kirchen⸗ 
Unter derſelben, zu §. 2 a, b, c gedachten Voraus⸗ 


gemeinde zu beſchaffenden geeigneten Lokale zu ertheilen iſt. 
Dieſer Unterricht hat, nachdem ſein Anfang am letzten 


Sonntage des Monats September beim Hauptgottesdienſte in 
der Kirche von der Kanzel aus abgekündigt worden iſt, im Mo⸗ 


nate Oktober zu beginnen und in wöchentlich zwei Stunden bis 
zu der dem Konfirmationsakte ſelbſt vorausgehenden Woche zu 
erfolgen. 


Zu demſelben ſind die ungetauft gebliebenen Kinder, falls 


ſie in der Schule den Religionsunterricht nach dem Bekennt⸗ 


niſſe der evangeliſch-lutheriſchen Kirche empfangen haben, her⸗ 
beizuziehen, obſchon ſie, ſo lange ſie nicht getauft ſind, zur 
Konfirmation ſelbſt nicht zugelaſſen werden dürfen. 

8.9. Die Auswahl der Tageszeit für den Konfirmanden: 
unterricht iſt zwar dem zuſtändigen Geiſtlichen zu überlaſſen. 
Doch fordert es die Rückſicht auf die Schule, daß für den vor: 
gedachten Unterricht zunächſt ſchulfreie Stunden, und zwar bei 
einſtündigen Lektionen an zwei verſchiedenen Wochentagen, bei 
zweiſtündiger Lektion am Mittwoche gewählt werden. 

(Schluß folgt.) 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 
enthält in Nr. 28: Amtliches. Leitartikel: Petition des Vereins deut⸗ 
ſcher Zeichenlehrer an die oberſten Unterrichtsbehörden ſämmtlicher Staaten 
des Deutſchen Reiches. Korrespondenzen: Berlin (Einjähr. freiwilliger 
Militärdienſt. Unterrichtsgeſetz. Taubſtummenanſtalt. Perſonalien); Roſen⸗ 
berg i. Oberſchleſ. (Prüfungen am Seminar); Naumburg a. d. S. (Ephoral⸗ 
konferenz); Duderſtadt (Verſammlung kath. Lehrer). Berliner ⸗Nachrich⸗ 
ten. Vermiſchtes: Erfurt. Bunzlau. Todtenſchau. Vakante Leh⸗ 
rerſtellen. Anzeigen. — 
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